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Protokoll der Sitzung des Bundesrates vom 16. Dezember 18761 

7153. Gotthardbahn Rekonstruktion

Politisches Departement. Antrag vom 14. Dezember 1876

Durch diesseitige Note vom 20. Merz2 ist der deutschen und der italienischen 
Regierung von der finanziellen Lage der Gotthardbahn Kenntnis gegeben und 
damit der Vorschlag verbunden worden, es möchte zur Vorbereitung einer wei­
tern Verständigung zwischen den Subventionsstaaten zuvörderst eine seitens der 
leztern zu beschikende Konferenz von Sachverständigen die von dem Oberinge­
nieur der Gotthardbahn-Gesellschaft neu entworfenen Pläne und Kostenberech­
nungen3 untersuchen und begutachten, auch überhaupt alle für die ferneren Sta­
dien in Betracht kommenden technischen Verhältnisse klarstellen. Mit gleichlau­
tenden Noten vom 14. Juni4 erwiderten das auswärtige Amt des deutschen Reichs 
und das italienische Ministerium des Äussern, dass die beiden Regierungen sich 
nicht dazu entschliessen können, die vorgeschlagene Konferenz zu beschiken, 
dass sie sich dagegen gerne bereit finden werden, sobald der Bundesrath in der 
Lage sein sollte, den Zusammentritt einer diplomatischen Conferenz, wie solche 
1869 stattgefunden, in Anregung zu bringen und derselben ein bestimmtes Pro­
gramm zu unterbreiten, diese Conferenz zu beschiken und bei Berathung derjeni­
gen Massnahmen mitzuwirken, durch welche die Weiterführung des Unterneh­
mens ermöglicht werden könne. Infolge dieser Eröffnungen sind seitens des 
Departements, resp. des Bundesrathes, eine Reihe technischer Untersuchungen 
eröffnet worden, die nun soeben ihren Abschluss gefunden haben. Dieselben ver­
folgten das doppelte Ziel, einmal den Kostenbetrag des nach den Bestimmungen 
des Vertrags vom 15. Oktober 18695 auszuführenden Nezes mit möglichster 
Genauigkeit festzustellen und sodann diejenigen Modifikationen im Bau und 
Betrieb dieses Nezes zu ermitteln, welche ohne wesentliche Beeinträchtigung des 
von den Subventionsstaaten verfolgten Zwekes zu einer Verminderung der 
Kosten führen könnten. In ersterer Richtung wurde die Gotthardbahndirektion 
zu einer Revision ihres Kostenvoranschlages vom Januar dieses Jahres veranlasst, 
welche eine wesentliche Reduktion desselben ergab. Der Kostenvoranschlag, 
sowie die von der Direktion zur Feststellung desselben aufgenommenen Detail­
pläne wurden dann von einer unterm 28. Merz ds. Jahres hierseits niedergesezten 
Expertenkommission geprüft, deren Arbeiten vor wenigen Tagen zu Ende gedie-

1. Abwesend: Anderwert.
2. Vgl. Nr. 98.
3. Vgl. den Bericht von Hell wag betreffend die zum Zwecke der Verwendung des Baucapitals 
der Gotthardbahn in Frage kommenden Reductionen des Bauprogrammes vom 9./12. 4.1876  
(E 53/198).
4. E 53/193. Vgl. auch den Annex.
5. AS 1 8 6 9 -1 8 7 2 , X, S. 5 5 5 -5 7 7 .
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hen und Ihrem wesentlichen Inhalte nach in gedrukten Protokollen6 enthalten 
sind.

Nach dieser Enquête ergibt sich ein erforderliches Gesammtbaucapital von 
Fcs. 260,821,578 statt Fcs. 187,000,000, welch leztere Summe die Subventions­
staaten ihren Verhandlungen von 1869 zu Grunde legten, und sonach ein Deficit 
von rund 74,000,000 Franken gegenüber den dem Unternehmen zur Verfügung 
stehenden Mitteln. Wenn also auch gegenüber der frühem Annahme eines Defi­
cits von 102,000,000 Fcs. eine wesentliche Reduktion eingetreten, so ist doch die 
Lage der Gesellschaft, wie sie in der Note vom 20. Merz dargestellt worden, 
immerhin unverändert geblieben, für die Subventionsstaaten aber damit die Ver­
anlassung um so dringender geworden über diese Verhältnisse eine baldige Ent- 
schliessung zu treffen.

Das Departement beantragt nun den beiden Regierungen von diesem Stand 
der Sache Kenntnis zu geben, ihnen die Protokolle sowohl der Plenar- als der 
Sub-Commission für die Gotthard-Expertise, dann den revidirten Kostenvoran­
schlag, endlich zwei Finanzprogramme vorzulegen und ihnen des Weitern Fol­
gendes zu eröffnen: Ohne den eigenen Vorschlägen der Subventionsstaaten vor­
zugreifen, erlaube sich der Bundesrath mit diesem Programm anzudeuten, auf 
welchem Wege das für Vollendung des Unternehmens fehlende Kapital beschafft 
werden könne. Mit den genannten Vorlagen glaube der Bundesrath den W ün­
schen der beiden Regierungen, für die in Aussicht genommenen Unterhandlun­
gen einen festen Ausgangspunkt und eine fruchtbare Grundlage zu schaffen, 
gerecht geworden zu sein, und in dieser Voraussezung erlaube er sich, die beiden 
Regierungen zum Zweke der definitiven Vereinbarung über die gegenüber der 
dermaligen Finanzlage der Gotthardbahn zu treffenden Massregeln auf Ende des 
nächsten Monats zu einer Conferenz einzuladen. Das Departement legt zugleich 
den Entwurf einer gleichlautenden bezüglichen Note an die beiden Regierungen 
vor, welche in der Sizung von gestern zur Einsichtnahme durch die Mitglieder auf 
den Kanzleitisch gelegt wurde.

In der Discussion machten sich mehrfach Bedenken gegen den Passus der Note 
geltend, der sich auf die Übermittlung des Finanzprogramms bezieht, indem die 
Besorgnis geäussert wurde, es möchte gemäss der beantragten Fassung jenes Pro­
gramm von den beiden Mitcontrahenten als Vorlage des Bundesrathes aufgefasst 
und er von ihnen bei demselben behaftet werden; es wurde daher jene Stelle dahin 
abgeändert, dass die beiden Programme ausdrüklich als von der Gotthardbahn- 
Direktion eingereicht bezeichnet wurden.7

6. E 53 /193.
7. Vgl. E 1001 (E) q 1/113,  Nr. 7153 a u n d b.
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A N N E X
E 53 /193

Der deutsche Gesandte in Bern, M. von Roeder, 
an den Bundespräsidenten und Vorsteher des Politischen Departements,

E. Welti
N  Interlaken, 30 ./31 .M ai 1876

Die Kaiserliche Regierung hat seiner Zeit die Ehre gehabt die Note richtig zu erhalten, welche 
Seine Excellenz der Schweizerische Bundespräsident Herr Welti unter dem 20. März d. J. dem 
Staatsminister Herrn Delbrück, über die finanzielle Lage der Gotthard-Bahn-Gesellschaft, adres- 
sirt hat.

Die in derselben enthaltenen Vorschläge sind dahin gerichtet, zur Vorbereitung einer weiteren 
Verständigung zwischen den Subventions-Staaten zuvörderst durch eine seitens der letzteren zu 
beschickende Konferenz von Sachverständigen die von dem jetzigen Ober-Ingenieur der Gott- 
hardbahn-Gesellschaft neu entworfenen Pläne und Kostenberechnungen untersuchen und begut­
achten, auch überhaupt alle für die ferneren Stadien in Betracht kommenden technischen Verhält­
nisse klarstellen zu lassen.

Die Kaiserliche Regierung hat diese Vorschläge, sowie deren Ausgangspunkte und Ziele einer 
eingehenden Erwägung unterzogen und, wenn sie sich nach dem Ergebniss der letzteren nicht in der 
Lage sieht, die Eingangs erwähnte Note in kurzweg zustimmendem Sinne zu beantworten, so ist sie 
hierbei nirgend von einer Abgunst gegen das Gotthardbahn-U nternehm en geleitet.

Es liegt derselben fern, Angesichts der gegenwärtigen unerwünschten Wendung, diesem gros- 
sen Unternehm en ihre bewährte Theilnahme und ihr lebhaftes Interesse entziehen zu wollen, aber 
sie kann auch bei dem aufrichtigen Wunsche, dass die hierzu geeigneten Wege bald thunlichst 
gefunden werden mögen, weder die bestehenden Vertragsverhältnisse, noch die Erwägung auf das, 
was Deutschland in dieser Conjunctur übernehmen kann und darf, noch endlich die Rücksicht auf 
die öffentliche Meinung, und auf die den verfassungsmässigen Organen des Reiches vorzubehal­
tende Entscheidung ausser Betracht lassen.

Aus diesen G ründen ist die Kaiserliche Regierung noch nicht in der Lage, schon eine Stellung 
einzunehmen, aus welcher über die Grenzen der Erfüllbarkeit hinausgehende Verpflichtungen 
vorab hergeleitet werden möchten.

Indem dieselbe in diesem Sinne an die Beurtheilung der geehrten Vorschläge des Schweizer 
Bundesrathes herantreten musste, hat sie nach Durchsicht der neu aufgestellten Pläne und Berech­
nungen die Überzeugung genommen, dass sich von einer weiteren Prüfung derselben, eine erhebli­
che Ermässigung der Voranschläge und bezw. eine ins Gewicht fallende Verminderung der eventu­
ellen M ehrkosten schwerlich erwarten lassen dürfte.

Die Kaiserliche Regierung ist an und für sich der Ansicht, dass wenn die Ausführung des Unter­
nehmens gelingen soll, dies durch eine Beschränkung des ursprünglichen Programmes zu ermögli­
chen sein wird. Es dürfte sich daher zunächst um die Eventualität einer Ausscheidung solcher im 
Artikel 1 des Vertrages v. 15. October 1869 bezeichneter Linien handeln, welche nicht unbedingt 
nöthig sind, um eine ununterbrochene, durch den grossen G otthard-Tunnel vermittelte Eisen- 
bahn-Verbindung zwischen Deutschland und Italien herzustellen, sowie ferner um eine Erwägung 
etwa zulässiger Abweichungen von einzelnen im Artikel 2 des Vertrages enthaltenen technischen 
Vorschriften.

Vorschläge nach der einen oder anderen Richtung scheinen aber aus der Initiative einer rein 
technischen Konferenz, oder Vorschlägen der Subventions-Staaten, nach der Überzeugung der 
Kaiserlichen Regierung nicht hervorgehen zu können.

Die Schweiz, in welcher das grosse Unternehmen seinen eigentlichen, nicht nur räumlichen, 
sondern auch administrativen Schwerpunkt hat, deren staatlicher Oberhoheit dasselbe unterstellt 
ist, und in derem Gebiete namentlich die von einer etwaigen Programm-Veränderung betroffenen 
Linien belegen sind, wird vielmehr berufen und in der Lage sein, die entscheidenden Vorfragen so 
weit zu prüfen und zur Lösung zu bringen, dass sich daran weitere internationale Verhandlungen 
mit Aussicht auf die Möglichkeit eines Erfolges werden anknüpfen lassen.
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Soweit jene Vorfragen technischer Natur sind, hegt die Kaiserliche Regierung volles Vertrauen 
zu den an der Hand der bisherigen Erfahrungen anzustellenden Untersuchungen der Schweizer- 
seits zu befragenden Sachverständigen, welchen überdies alles Material zu Gebote steht, das erfor­
derlich ist, um über die entscheidenden Punkte Aufklärung zu gewinnen.

Für zu entsendende deutsche Techniker würde es unter diesen Um ständen an einer die unm it­
telbare Förderung der Sache bezweckenden Aufgabe überhaupt fehlen.

Dies sind die Gründe, aus denen die Kaiserliche Regierung sich von der in Vorschlag gebrachten 
technischen Vorkonferenz einen Erfolg nicht versprechen kann, und es sich deshalb glaubt versa­
gen zu müssen, der an sie gerichteten Einladung zu deren Beschickung Folge zu geben.

106
E 2300 Rom 1

Der schweizerische Gesandte in Rom, G. B. Pioda, 
an den Bundespräsidenten und Vorsteher des Politischen Departements,

E. Welti

B Rome, 16 décembre 1876

Je viens de chez M. Depretis, Président du Conseil, avec lequel j’ai eu une 
conversation, entre autres choses, sur le projet d’alliance dont il est question dans 
mes rapports du 2 et du 12c*.1 II n’a pas hésité à me donner les déclarations les plus 
rassurantes. Après m’avoir dit qu’il n’avait aucune connaissance des négociations 
en question il ajouta: «Mais quel serait donc ce Gouvernement italien qui pourrait 
aider à détruire de ses propres mains ce boulevard où la Suisse monte la garde sur 
trente lieues et derrière lequel l’Italie se sent aussi sûre de toute attaque que si elle 
avait cent mille hommes sur cette frontière? Dites au Conseil fédéral que je ne vois 
aucunes Nations qui aient plus de raison d’être amies que la Suisse et l’Italie. Ceci 
est un intérêt permanent de la Nation et les changements de Ministère n’y peuvent 
rien changer.» Ce point de vue, que j’ai cherché de bien mettre en évidence en 
toute occasion, paraît être celui des classes influentes, et j’ai été flatté de l’enten­
dre ce matin expliquer avec tant de clarté et de chaleur par le Président du Conseil. 
M. Depretis finit en me disant qu’il ferait insérer quelques lignes dans le «Diritto» 
pour couper court à toute induction malveillante.

1. A m  2 .12 .1876  hatte Pioda in einem Schreiben an Welti einen laut «Le Temps» am 10.5. 1870 
zwischen Frankreich, Italien und Österreich abgeschlossenen Defensivvertrag erwähnt, in wel­
chem es heisse: /.../que  la neutralité de la Suisse devrait être respectée, que toutefois, dans le cas 
où la Suisse aurait pris parti contre les trois puissances alliées, l’Italie aurait été autorisée à recti­
fier ses frontières du côté du Tessin. / . . . /(E  2300 Rom 1). Kern meinte in einem Schreiben an 
Welti vom 8 .12 .1876  allerdings: [...] je dois déclarer que plusieurs chefs de missions étrangères, 
et même des Ambassadeurs de Grandes Puissances qui devraient être au courant des événe­
ments secrets qui ont précédé la guerre franco-allemande, ne croient pas à l’existence d’un traité 
formel. Ils pensent qu’il a pu y avoir des pourparlers, des ouvertures, mais peu de chose d ’autre. 
/ . . . /(E  2300 Paris 29).
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